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TAGESORDNUNG 
 

Öffentliche Sitzung 

 
 1.1   Genehmigung der vorgelegten Tagesordnung  

   
 1.2   Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 20. 

Januar 2015 

 

   
 2   Bürgerfragestunde  

   
 3   Gemeinderatsfragestunde  

   
 4   Vorberatung des Stellenplans 2015  

   
 5   Neufassung der "Satzung über die Vermeidung, Wiederverwendung, Verwertung und 

das Einsammeln und Befördern von Abfällen in der Gemeinde Pullach i. Isartal (Ab-
fallwirtschaftssatzung - AWS), erneute Vorlage 

 

   
 6   Erste Änderung der vierten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 "Großhesselohe" 

im Bereich der Wettersteinstraße 22, 24, 24a und 26 mit den Flurstücksnummern 
441/26, 441/25, 441/28 und 441/65 im vereinfachten Verfahren nach § 13 Baugesetz-
buch (BauGB);  
Antrag auf Erweiterung des räumlichen Geltungsbereiches um das Anwesen Wetter-
steinstraße 28 (Fl.-Nr. 441/44 und 441/71) 

 

   
 7   Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vom 01.12.2014 auf Überarbeitung der 

gemeindlichen Website 

 

   
 8   Änderung der Besetzung des Bauausschusses; hier: Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜ-

NEN 

 

   
 9   Erweiterung der Containeranlage der Kita Mäuseburg  

   
 10   Errichtung von Fahrradabstellanlagen im Bereich des Bahnhofs Pullach und des Pla-

ce-de-Pauillac 

 

   
 11   Ausbau der Seitnerstraße südlich der Waldstraße und der Forststraße zwischen der 

Gistl- und Seitnerstraße; Genehmigung der Vorentwurfsplanung 

 

   
 12   Ausbau des Promenadewegs zwischen der Pullacherstraße und der Georg-Kalb-

Straße sowie den Einmündungsbereich in die Georg-Kalb-Straße; Genehmigung des 
Vorentwurfs 

 

   
 13   Ausbau der Straßenentwässerungseinrichtungen in Teilbereichen der Seitner- und 

Forststraße; Vergabe der Arbeiten 

 

   
 14   Bekanntgaben aus nichtöffentlichen Sitzungen  

   
 15   Allgemeine Bekanntgaben  
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Öffentliche Sitzung 
 
 

 
TOP  1.1 Genehmigung der vorgelegten Tagesordnung 

 
Das Gremium genehmigt die vorgelegte Tagesordnung. 
 
Frau Zechmeister teilt mit, dass ein Teil des Stellenplans in der nichtöffentlichen Sitzung be-
handelt wird. 
 
TOP  1.2 Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 

vom 20. Januar 2015 

 
Der Gemeinderat genehmigt die Niederschrift mit der Ergänzung zu TOP 9 seiner Sitzung vom 
20.01.2015. 
 
TOP  2 Bürgerfragestunde 

 
keine 
 
TOP  3 Gemeinderatsfragestunde 

 
Frau Zechmeister fragt, ob die Möglichkeit besteht die Abbiegerspur an der B 11 Höhe Simmel 
zu verlegen. 
 
Herr Kotzur antwortet, dass es eine Planung über eine Erweiterung Richtung Westen gibt, diese 
ist mit umfangreichen Kosten verbunden. Mit dem staatlichen Bauamt wurden bereits Gesprä-
che geführt. Das staatliche Bauamt wär damit einverstanden, wenn die Gemeinde die Kosten 
übernimmt. 
 
Herr Demmeler wurde von Bürgern angesprochen, dass am Großhesseloher Bahnhof am Trep-
penabgang auf der Westseite schlecht Schnee geräumt wurde. 
 
Weiter ist ihm aufgefallen, dass durch private Hausmeisterdienste massive Flurschäden entste-
hen. 
 
Herr Kotzur antwortet, dass er der Schneeräumung durch den Bauhof nachgeht, dort wo dieser 
zuständig ist. 
 
Bei den privaten Hausmeisterdiensten müssten diese ausfindig gemacht werden, damit die 
Verantwortlichkeiten zu klären sind. 
 
Frau Stöhr fragt, wann man wieder auf den Nahverkehrsplan einwirken kann.  
 
Frau Tausendfreund antwortet, dass der Busfahrplan geprüft wird. Es können jederzeit Ände-
rungen am Fahrplan durch das Gremium beantragt werden. Diese werden nach Meldung ge-
prüft. 
 
Frau Stöhr fragt nach der Zuständigkeit des Schneeräumens der Radlständer an der S-Bahn 
Pullach. 
 
Herr Kotzur antwortet, dass die Zuständigkeit bei der Gemeinde liegt, jedoch sind die 
Radlständer nicht die erste Priorität des Winterdienstes. 
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Frau Stöhr fragt weiter, ob auch der Fahrbahnbelag der Ostseite des Promenadenwegs analog 
der Westseite erneuert wird. 
 
Frau Tausendfreund antwortet, dass dies durch Herrn Kotzur geprüft wird. 
 
TOP  4 Vorberatung des Stellenplans 2015 

 
zur Kenntnis genommen 

 
TOP  5 Neufassung der "Satzung über die Vermeidung, Wiederverwendung, Verwer-

tung und das Einsammeln und Befördern von Abfällen in der Gemeinde 
Pullach i. Isartal (Abfallwirtschaftssatzung - AWS), erneute Vorlage 

 
Beschluss: 

 
Der vorgelegten Neufassung der Satzung über die Vermeidung, Wiederverwendung, Verwer-
tung und das Einsammeln und Befördern von Abfällen in der Gemeinde Pullach i. Isartal (Ab-
fallwirtschaftssatzung – AWS) wird zugestimmt. Die Satzung tritt rückwirkend zum 1.02.2015 in 
Kraft (Anlage zum Protokoll). 
 
Abstimmung: 

 
Ja-Stimmen: 20  Nein-Stimmen: 0   

 
TOP  6 Erste Änderung der vierten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 "Großhes-

selohe" im Bereich der Wettersteinstraße 22, 24, 24a und 26 mit den 
Flurstücksnummern 441/26, 441/25, 441/28 und 441/65 im vereinfachten Ver-
fahren nach § 13 Baugesetzbuch (BauGB);  
Antrag auf Erweiterung des räumlichen Geltungsbereiches um das Anwesen 
Wettersteinstraße 28 (Fl.-Nr. 441/44 und 441/71) 

 
Beschluss: 

 
1) Der Gemeinderat nimmt den Antrag von Herrn Graf von Rittberg vom 21.01.2015 zur 

Kenntnis und fasst den Beschluss das Anwesen Wettersteinstraße 28 (Fl.-Nr. 441/44 und 
441/71) in den räumlichen Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung mit e inzubezie-
hen. 
 
Neben der ersten Änderung der vierten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 „Großhes-
selohe“ (vgl. Beschluss des Gemeinderates vom 20.01.2015, TOP 4) ist danach auch die 
3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 Großhesselohe“ und der Bebauungsplan Nr. 1 
„Großhesselohe“ für den Bereich des Anwesens Wettersteinstraße 28 betroffen.  

 
Die städtebauliche Zielstellung des Bauleitplanverfahrens umfasst 
 

(1) die Verlegung der östlichen Baugrenze um 8 m nach Osten, 
 
(2) die Festsetzung über eine „private Grünfläche“ für den Bereich des Flurstü-

ckes 441/71 aufzuheben, 
 
(3) Regelungen zum Maß der baulichen Nutzung (Regelung der Wand- und First-

höhe auf 7,30 m und 10,50 m), 
 
(4) Regelungen zur baulichen Gestaltung (Regelungen über Dachgauben sowie 

Zwerch- und Quergiebel), 
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(5) Regelungen über Zufahrtslängen von Garagen/Stellplätzen (Abstand zur 

Straßenbegrenzungslinie bei Einzelhausbebauung zwischen 5,00 und 20,00 
m oder bei mehrreihiger Bebauung mit ausnahmsweise mehr als 20,00 m), 

 
(6) Regelungen für Tiefgaragen (Anzahl der in der TG nachzuweisenden Stell-

platze, Erdüberdeckung mit mind. 1,00 m, baumschonende Anordnung der TG 
und Tiefgaragenabfahrt mit Abstand von mind. 5,00 m zur Straßenbegren-
zungslinie) und 

 
(7) Hinweise zur Beschränkung der Bodenversiegelung auf das unbedingt not-

wendige Maß. 
 

1a) Der Gemeinderat fasst den Beschluss, dass die Änderung des Bebauungsplanes für 
den Bereich der Wettersteinstraße 22 bis 28 (Fl.-Nr. 441/25, 441/26, 441/28, 441/44, 
441/65 und 441/71) im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB ohne Durchführung 
einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt wird.  

 
2) Die anteiligen Kosten des Bauleitplanverfahrens trägt der Antragsteller.  
 
3) Die Erweiterung des räumlichen Geltungsbereiches ist ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Abstimmung: 

 
Ja-Stimmen: 20  Nein-Stimmen: 0   

 
TOP  7 Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vom 01.12.2014 auf Überarbei-

tung der gemeindlichen Website 

 
Änderungsantrag von Herrn Helmerich: 
 

Buchstabe c in einen Arbeitskreis vertagen. 
 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 3   Nein-Stimmen: 17 
 
Änderungsantrag von Herrn Eibeler 
 
Einzelabstimmung über a und b, c, d 
 
Beschluss: 
 

a) Die Verwaltung wird beauftragt die gemeindliche Webseite hinsichtlich ihrer Barrierefreiheit 
(Zugänglichkeit) zu überprüfen und gegebenenfalls Maßnahmen zu ergreifen, die Zugäng-
lichkeit der Webseite zu verbessern. 

 

b) Die Verwaltung wird gebeten, das Design der Webseite auf ein „responsives Webdesign“ 
zu aktualisieren (Nutzbarkeit für Smartphones, Tablets und Desktopcomputer). 

 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 20   Nein-Stimmen: 0 

 

c) Die Verwaltung wird gebeten darzustellen, wie Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung (z. B. 
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Themenbarometer, etc.) und Bürgerinformation z. B. durch ein Newslettermodul auf der 

Gemeindewebseite realisiert werden können. 
 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 20   Nein-Stimmen: 0 

 
Antrag von Herrn Ptacek: 

 

d) Die Verwaltung wird beauftragt, Möglichkeiten der Erweiterung der Webseite zu einem Por-
tal/Marktplatz (z. B. Einkaufsmöglichkeiten, Veranstaltungen und Foren) für die gesamte 
Gemeinde darzustellen. 

 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 2   

 
TOP  8 Änderung der Besetzung des Bauausschusses; hier: Fraktion Bündnis 

90/DIE GRÜNEN 

 
Beschluss: 

 
Die Besetzung im Bauausschuss wird für die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN wie folgt geän-
dert: 
 
GRÜNE 
2 Sitze 

Wilhelm Wülleitner 
Fabian Müller-Klug 

Marianne Stöhr 
Lutz Schonert 

Lutz Schonert     
Marianne Stöhr 

 
Abstimmung: 

 
Ja-Stimmen: 20  Nein-Stimmen: 0   
 
TOP  9 Erweiterung der Containeranlage der Kita Mäuseburg 

 
Beschluss: 

 
Im Bereich der Containeranlage der Mäuseburg werden weitere Container als Provisorium für 
eine Kita-Gruppe geplant. 
 
Die Umsetzung erfolgt vorbehaltlich des Nachweises des Bedarfs nach der zentralen Kindergar-
tenanmeldung. 
 
Die Mittel in Höhe von geschätzt 400.000.-€ werden vorsorglich im Entwurf des Haushalts 2015 
vorgesehen und werden im Vorgriff genehmigt. 
 
Abstimmung: 

 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 2   
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TOP  10 Errichtung von Fahrradabstellanlagen im Bereich des Bahnhofs Pullach und 
des Place-de-Pauillac 

 
Änderungsantrag von Frau Zechmeister: 
 

Den Standort 1 vertagen 
 
Abstimmung: 

 
Ja-Stimmen: 5   Nein-Stimmen: 15 

 
Beschluss: 

 
1. Im Bereich des Pullacher Bahnhofs werden folgende Fahrradabstellanlagen errichtet:  
 
Standort 1: Erweiterung der bestehenden Anlage auf der Bahnhof Nordseite 
 
Die bestehende DB Standardüberdachung wird mit zwei baugleichen Elementen erweitert.  
Der Bereich der Fahrradständer wird mit Gehwegplatten belegt. Die Zuwegung entsprechend 
der anschließenden Anlage asphaltiert. Die Radlplätze werden möglichst weit Richtung Norden 
verschoben. Dem Gemeinderat ist ein Alternativkonzept für die Container vorzulegen.  
Die Überdachung wird beleuchtet. 
 
Typ der Überdachung:  Fa. Gronard Roxani, einseitig  
Anzahl der Fahrradständer:  16  
Kosten der Anlage (brutto):  20.000 € 
 
Abstimmung: 

 
Ja-Stimmen: 20   Nein-Stimmen: 0 

 
Standort 2: Errichtung einer neuen Anlage auf der Bahnhof Südseite an der Grundstücksgrenze 
zu Bahnhofstraße 8 (Herzoghaus) 
 
Zwischen den Bäumen besteht keine Möglichkeit eine Überdachung zu errichten. Eine Befesti-
gung der Oberfläche ist aus Baumschutzgründen nicht vorgesehen.  
 
Typ der Überdachung:  keine  
Anzahl der Fahrradständer:  26  
Kosten der Anlage (brutto):  4.000 € 
 
Abstimmung: 

 
Ja-Stimmen: 16   Nein-Stimmen: 4 
 
Standort 3: Erweiterung der bestehenden Anlage im Bereich der Pater-Rupert-Mayer- / 
Gistlstraße  
 
Abstimmung über den Standort: 

 
Ja-Stimmen: 14   Nein-Stimmen: 6 

 
Die bestehende DB Standardüberdachung wird um zwei baugleiche, doppelseitige Elemente 
erweitert.  
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Der Bereich der Fahrradständer wird mit Gehwegplatten belegt. Die Zuwegung entsprechend 
der anschließenden Anlage asphaltiert.  
Die Überdachung wird beleuchtet. 
 
Alternative 1 
Typ der Überdachung:  Fa. Gronard Pagona (oder ähnlich), zweiseitig  
Anzahl der Fahrradständer:  32  
Kosten der Anlage (brutto):  ca. 100.000 € 
Abstimmung: 

 
Ja-Stimmen: 3   Nein-Stimmen: 17 

 
Alternative 2 
Typ der Überdachung:  Fa. Gronard Roxani, zweiseitig  
Anzahl der Fahrradständer:  32  
Kosten der Anlage (brutto):  20.000 € 

dreireihig 
 
Abstimmung: 

 
Ja-Stimmen: 11   Nein-Stimmen: 9 

 
Standort 4: Errichtung einer neuen Anlage nördlich des Bahnhofs neben dem Gehweg parallel 
zur Margarethenstraße 
 
Die Anlage wird zwischen dem Gehweg der parallel zur Margarethenstraße und der Einzäu-
nung des Bolzplatzes errichtet werden. Vorgesehen ist die Errichtung einer doppelseitigen An-
lage die bei Bedarf noch erweitert werden kann.  
 
Der Bereich der Fahrradständer und unmittelbaren Zuwegung wird mit Gehwegplatten belegt. 
Der Weg an dem die Anlage angeschlossen wird bleibt weiter unbefestigt. 
Die Überdachung wird beleuchtet. 
 
Typ der Überdachung:  Fa. Gronard Pagona (oder ähnlich), zweiseitig  
Anzahl der Fahrradständer:  54  
Kosten der Anlage (brutto):  48.000 € 
 
Abstimmung: 

 
Ja-Stimmen: 7   Nein-Stimmen: 13 

 
Standort 5: Errichtung einer neuen Anlage am Place-de-Pauillac 
 
Die Fahrradabstellanlage wird nördlich des Verbindungswegs zwischen der Gistl- und der Mün-
chener Straße errichtet. Die Anlage erhält eine einseitige Überdachung, deren Seiten- und 
Rückwand zur optischen Aufwertung mit Lärchenholz belattet wird. 
 
Der Verbindungsweg und der Bereich unter den Fahrradständern werden gepflastert.  
 
Die Überdachung wird beleuchtet und die Straßenbeleuchtung so ergänzt, dass der Weg auf 
die ganze Länge ausreichend beleuchtet ist.  
 
Der mit dem Umweltamt abgestimmten Entfernung des Bewuchses zur Errichtung der Anlage 
wird zugestimmt. 
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Typ der Überdachung:  Fa. Gronard Pagona (oder ähnlich), einseitig  
Anzahl der Fahrradständer:  18  
Kosten der Anlage (brutto):  40.000 € 
 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 11   Nein-Stimmen: 9 

 
Alle Standorte werden analog den bereits bestehenden Anlagen mit Fahrradständern vom Typ 
KAPPA der Firma Gronard ausgestattet. Die Kosten der Ständer sind in den Anlagenpreisen 
enthalten. 
 
 
2. Die Kosten für die Errichtung der verschiedenen Fahrradüberdachungen mit 146 Fahrrad-

ständern in Höhe von 84.000 €, sind im Entwurf des Haushalts 2015 vorgesehen und wer-
den im Vorgriff genehmigt. 

 
Abstimmung: 

 
Ja-Stimmen: 16  Nein-Stimmen: 2   
 
ohne Herrn Ptacek und Herrn Müller-Klug 
 
TOP  11 Ausbau der Seitnerstraße südlich der Waldstraße und der Forststraße zwi-

schen der Gistl- und Seitnerstraße; Genehmigung der Vorentwurfsplanung 

 
Beschluss über den Verbleib der Verkehrsinsel: 
 

Die Verkehrsinsel soll wieder errichtet werden. 
 
Abstimmung: 

 
Ja-Stimmen: 15   Nein-Stimmen: 5 
 
Beschluss: 
 
1. Straßenplanung: 
 
Der vorliegenden Planung für den Ausbau der Seitnerstraße zwischen der Wald- und 
Gistlstraße (ANLAGE 1 - 3) sowie der Forststraße zwischen der Seitner- und Gistlstraße (AN-
LAGE 4 – 5) wird zugestimmt.  
 
Der Ausbau erfolgt bestandsorientiert.  
 
a. Die Straßen erhalten folgende Regelquerschnitte: 
 

Seitnerstraße: 
 
Fahrbahnbreite durchgängig    6,00 m 
 
Bereich zw. Wald- und Römerstraße sowie zwischen Forst und Gistlstraße: 
Beidseitige Gehwegbreite    1,80 – 2.00m 
 
Bereich zwischen Römer- und Forststraße: 
Gehweg beidseitig durch Grünstreifen von der Fahrbahn abgesetzt. Breite 2,00 m. 
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Forststraße: 
 
Fahrbahnbreite durchgängig    4,00 m 
 
Beidseitiger gepflasterter Randsteifen. Breite  0,35 – 0,40 m 

 
b. Ausbildung der Kreuzung Seitner- / Römerstraße: 

 
entweder:  
Die Verkehrsinsel nördlich der Römerstraße wird zurückgebaut.  
Die Gehwege in diesem Bereich werden entsprechend der Planung ausgeführt.  
 
oder: 
Die Verkehrsinsel nördlich der Römerstraße bleibt erhalten. Der Ausbau der Straße erfolgt 
genau entsprechend dem Bestand.  
 

2. Kosten der Baumaßnahmen: 
 
Seitnerstraße: 

  

   

Anrechenbare Baukosten (Straßenbau)   638.000,00 € 

Nebenkosten 14% 89.320,00 € 

Baukosten (netto)   727.320,00 € 

MwSt 19% 138.190,80 € 

Baukosten Straßenbau (brutto)  865.510,80 € 

   

Aufteilung der Straßenbaukosten auf die verschiedenen Kostenträger:  

   

Anteil IEP  20% 173.102,16 € 

Anteil VBS 10% 86.551,08 € 

Anteil Gemeinde (Straßenbau) 70% 605.857,56 € 

Anteil Gemeinde (Straßenentwässerung) 100% 185.000,00 € 

   

Gesamtkosten Gemeinde:  790.857,56 € 

   

Forststraße:   

   

Anrechenbare Baukosten (Straßenbau)   71.500,00 € 

Nebenkosten 14% 10.010,00 € 

Baukosten (netto)   81.510,00 € 

MwSt 19% 15.486,90 € 

Baukosten Straßenbau (brutto)  96.996,90 € 

   

Aufteilung der Straßenbaukosten auf die verschiedenen Kostenträger:  

   

Anteil IEP  20% 19.399,38 € 

Anteil VBS 10% 9.699,69 € 

Anteil Gemeinde (Straßenbau) 70% 67.897,83 € 
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Anteil Gemeinde (Straßenentwässerung) 100% 110.000,00 € 

   

Gesamtkosten Gemeinde:  177.897,83 € 

 
Die Kosten für die Maßnahmen in Höhe von 800.000 € für die Seitnerstraße und 180.000 € für 
die Forststraße, sind im Entwurf des Haushalts 2015 vorgesehen und werden im Vorgriff ge-
nehmigt. 
 
Die Abrechnung der Kostenanteile der IEP und VBS erfolgen entsprechend den tatsächlich in 
Anspruch genommen Flächen.  
 
Abstimmung: 

 
Ja-Stimmen: 20  Nein-Stimmen: 0   

 
TOP  12 Ausbau des Promenadewegs zwischen der Pullacherstraße und der Georg-

Kalb-Straße sowie den Einmündungsbereich in die Georg-Kalb-Straße; Ge-
nehmigung des Vorentwurfs 

 
zur Kenntnis genommen 

 
TOP  13 Ausbau der Straßenentwässerungseinrichtungen in Teilbereichen der 

Seitner- und Forststraße; Vergabe der Arbeiten 

 
Beschluss: 
 
Die Firma STRABAG AG aus Wolfratshausen, wird auf Grundlage ihres Angebots vom 
28.01.2015 mit dem Bau von Sickereinrichtungen in der Seitner- und Forststraße beauftragt.  
 
Die Auftragssumme beträgt 163.931,856 € (einschließlich 19 % MwSt).  
 
Die erforderlichen Mittel der Maßnahmen, sind im Entwurf des Haushalts 2015 vorgesehen und 
werden im Vorgriff genehmigt. 
 
Abstimmung: 

 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0   

 
ohne Frau Metz und Herrn Helmerich 
 
TOP  14 Bekanntgaben aus nichtöffentlichen Sitzungen 

 
keine 
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TOP  15 Allgemeine Bekanntgaben 

 
Frau Tausendfreund richtet dem Gremium viele Grüße vom Bürgermeister aus Paulliac und von 
Frau Marie José Moge und ihrem Mann aus. Im Gespräch mit dem Bürgermeister hat sich her-
ausgestellt, dass ein großes Interesse an einer Gemeindepartnerschaft zu dritt zwischen der 
Ukraine, Deutschland und Frankreich besteht. 
 
Frau Tausendfreund teilt dem Gremium mit, dass das Ratsinformationssystem jetzt läuft. Die 
Anleitung dazu liegt im Fach. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vorsitzende    Schriftführer/in 
Susanna Tausendfreund    Jana Fröhlich 
Erste Bürgermeisterin    Verwaltungsfachangestellte 
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Anlage zu TOP 5 

 
Satzung über die Vermeidung, Wiederverwendung, Verwer-

tung und das Einsammeln und Befördern von Abfällen in der 

Gemeinde Pullach i. Isartal (Abfallwirtschaftssatzung – AWS) 
 
Vom 04.02.2015 
 
Die Gemeinde Pullach i. Isartal, nachfolgend kurz „Gemeinde“ genannt, erlässt aufgrund 
a) des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 des Bayer. Abfallwirtschaftsgesetzes (BayAbfG) in Verbindung 
mit der Rechtsverordnung des Landkreises München zur Übertragung der Aufgabe „Ein-
sammeln und Befördern von Abfällen“ auf die Stadt Garching b. München, die Gemeinden des 
Landkreises München und den Zweckverband München-Südost (Übertragungsverordnung – 
ÜVO) und 
b) des Art. 7 Abs. 1 Satz 1 BayAbfG in Verbindung mit Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 
2 der Gemeindeordnung (GO) mit Zustimmung der Regierung von Oberbayern vom 19.12.1997, 
Az. 8744.1 ML 13/96,  
nach Beschlussfassung durch den Gemeinderat am 03.02.2015 folgende Satzung:  
 

Einleitung 

 

Die Abfallberge wachsen uns über den Kopf, und es wird immer schwieriger diese riesigen 
Müllmengen umweltgerecht zu entsorgen. In den vergangenen Jahren hat jeder Pullacher Bür-
ger eine durchschnittliche Restmüllmenge im Jahr produziert, die zwar erfreulicherweise unter 
dem Bundesdurchschnitt liegt, jedoch noch weiter verringert werden muss. Denn Müll bedeutet 
eine ständige Gefährdung unserer Umwelt und eine Vernichtung wertvoller Rohstoffe. 
 
Vorrangiges Ziel jedes einzelnen Bürgers muss es deshalb sein:  

– Abfälle weitestgehend zu vermeiden; 
– Wiederzuverwenden, was möglich ist; 
– Unvermeidbare Abfälle getrennt zu erfassen und der Wiederverwertung zuzuführen; 
– Schadstoffe aus nicht verwertbaren Abfällen zu entfernen, und diese  

               Problemabfälle ordnungsgemäß zu entsorgen. 
 
In diesem Bewusstsein wurden die bisherigen Satzungsregelungen ergänzt und geändert. Be-
sonderen Wert legt die Gemeinde der obigen Zielrangfolge entsprechend, auf die Vermeidung 
von Abfällen. Durch eine angepasste Gebührenordnung sollen dem Bürger dazu Anreize gebo-
ten werden. Für die Wiederverwertung unvermeidbarer Abfälle kommt der Trennung von Wert-
stoffen größte Bedeutung zu. Denn nur eine sortenreine Trennung kann eine weitest gehende 
Wiederverwertung und eine umweltverträgliche Entsorgung gewährleisten. Damit wird gleichzei-
tig ein Anwachsen der Belastung unserer Luft, unseres Wassers und unseres Bodens und 
schließlich für uns selbst vermieden. Denn alle Maßnahmen, die verhindern, dass Abfälle ver-
brannt oder deponiert werden müssen, tragen dazu bei, die Kosten für jeden einzelnen wie 
auch für unsere Umwelt so gering wie möglich zu halten.  
 
Die folgende Satzung legt nur die allgemein verbindlichen Regelungen fest. Nach wie vor sind 
weitergehende Initiativen und engagiertes Eintreten jedes einzelnen Bürgers begrüßenswert 
und sehr erwünscht. 
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I. 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1 

Abfallvermeidung 
 
Jeder Benutzer der gemeindlichen Abfallentsorgungseinrichtungen hat die Menge der bei ihm 
anfallenden Abfälle und ihren Schadstoffgehalt so gering zu halten, wie es den Umständen 
nach möglich und zumutbar ist. Die Gemeinde berät die Bürger über die Möglichkeiten der 
Vermeidung, Wiederverwendung und Verwertung von Abfällen. 
 
Das Gebot zur Restmüllverminderung umfasst vor allem folgende Pflichten:  
 
 (1) Abfälle müssen nach Maßgabe des § 11 getrennt entsorgt werden;  
 
(2) Gewerbliche Betriebe sollen Reststoffe soweit möglich wiederverwenden, andernfalls Drit-

ten zur Wiederverwendung oder Verwertung überlassen; 
 
(3) Die Gemeinde Pullach i. Isartal wirkt bei der Gestaltung von Arbeitsabläufen in ihren 

Dienststellen und Einrichtungen und bei ihrem sonstigen Handeln, insbesondere im Be-
schaffungs- und Auftragswesen und bei Bauvorhaben darauf hin, dass möglichst wenig 
und möglichst schadstoffarmer Abfall entsteht, entstehender Abfall verwertet und die Ver-
wendung von Produkten aus wiederverwerteten Stoffen gefördert wird. 
 
Bei allen öffentlichen Veranstaltungen auf gemeindlichem Grund bzw. in gemeindlichen 
Einrichtungen dürfen Speisen und Getränke nur in wiederverwendbaren Behältnissen und 
wiederverwendbaren Bestecken abgegeben werden. Ausnahmen bedürfen einer beson-
deren Genehmigung im Einzelfall. Einzelheiten werden in der Genehmigung für die Ver-
anstaltung festgelegt. 
 
Im Rahmen ihrer Möglichkeiten veranlasst die Gemeinde, dass Gesellschaften des pri-
vaten Rechts, an denen sie beteiligt ist, entsprechend verfahren.  

 
§ 2  

Begriffsbestimmungen, Anwendungsbereich 

 
(1) Abfälle im Sinne dieser Satzung sind: 

1. a) bewegliche Sachen, die unter die in Anhang I des Gesetzes zur Förderung der 
Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen 
(Kreislaufwirtschaftsgesetz –KrWG) fallen und deren sich private Besitzer entledi-
gen, entledigen wollen oder müssen; 

 b) alle unter Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a) genannten beweglichen Sachen, deren sich 
Besitzer von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen 
entledigen, entledigen wollen oder müssen, soweit sie nicht kraft Gesetzes von der 
Abfallentsorgung ausgeschlossen sind.  

Abfälle, die verwertet werden, sind Abfälle zur Verwertung (Wertstoffe); 
Abfälle, die nicht verwertet werden sind Abfälle zur Beseitigung (Restmüll). 
 
2. Bioabfälle im Sinne dieser Satzung sind biologisch abbaubare organische Abfälle aus 

Haushalten und Gärten und nach Art und Zusammensetzung vergleichbare Abfälle aus 
anderen Herkunftsbereichen, insbesondere Obst-, Gemüse- und Essensreste. Die Be-
stimmungen des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes (TierNebG) bleiben 
unberührt.  
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(2) Keine Abfälle im Sinne dieser Satzung sind die in § 2 Abs. 2 KrWG genannten Stoffe.  
 
(3) Problemabfälle im Sinne dieser Satzung sind Abfälle aus Haushalten sowie haus-

haltsübliche Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus Gewerbe- oder Dienstleistungs-
betrieben, die wegen ihres Schadstoffgehaltes zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit 
einer getrennten Entsorgung bedürfen. 

 
(4) Die Abfallentsorgung im Sinne dieser Satzung umfasst das Einsammeln und Befördern 

der Abfälle sowie Maßnahmen, die die stoffliche Abfallwiederverwendung und –
verwertung und eine geordnete Abfallentsorgung sichern. 

 
(5) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist ohne Rücksicht auf die Grundbuchbezeichnung 

jedes räumlich zusammenhängende und einem gemeinsamen Zweck dienende Grundei-
gentum desselben Eigentümers, das eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch, 
wenn es sich um mehrere Grundstücke handelt. Rechtlich verbindliche planerische Fest-
legungen sind zu berücksichtigen. 

 
(6) Grundstückseigentümern im Sinne dieser Satzung stehen Erbbauberechtigte, Woh-

nungseigentümer und Teileigentümer, Wohnungsbauberechtigte und Teilerbbaube-
rechtigte, Nießbraucher und Inhaber von dinglich Wohnungsrechten, Dauerwohnungs-
rechten und Dauernutzungsrechten gleich. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder 
berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 3 

Einsammeln, Befördern und andere Maßnahmen  
der Abfallentsorgung durch die Gemeinde 

 
(1) Die Gemeinde erfüllt die Aufgabe im Sinne des § 2 Abs. 4 nach Maßgabe 

1. des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltver-
träglichen Beseitigung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz –KrWG); 

2. des Gesetzes zur Vermeidung, Verwertung und sonstigen Bewirtschaftung von Abfä l-
len in Bayern (Bayerisches Abfallgesetz – BayAbfG); 

3. der Rechtsverordnung des Landkreises München zur Übertragung der Aufgabe „Ein-
sammeln und Befördern von Abfällen“ auf die Stadt Garching b. München, die Ge-
meinden des Landkreises München und den Zweckverband München-Südost (Über-
tragungsverordnung – ÜVO); 

4. der Satzung über die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen im Land-
kreis München (Abfallwirtschaftssatzung – AbfWS); 

5. dieser Satzung. 
 

 (2) Zur Erfüllung der Aufgabe nach Abs. 1 kann sich die Gemeinde Dritter, insbesondere Pri-
vater Unternehmer, bedienen. 

 
§ 4 

Ausnahmen vom Einsammeln und Befördern durch die Gemeinde 

 
(1) Vom Einsammeln und Befördern durch die Gemeinde sind ausgeschlossen: 

1. Abfälle, die gemäß der Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises München von der Ab-
fallentsorgung durch den Landkreis ausgeschlossen sind; 

2. Bauschutt in Mengen über ½ cbm, Straßenaufbruch und Erdaushub; 

3. Gewerbeabfälle, soweit sie wegen ihrer Art und Menge nicht in den dafür zugelas-
senen Behältnissen oder Sammelfahrzeugen transportiert werden können; 



 

Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 03.02.2015 
 

Seite 16 von 24 

 

4. Klärschlamm und Fäkalschlamm; 

5. sonstige Abfälle, die mit der Zustimmung der Regierung von Oberbayern im Einzelfall 
wegen ihrer Art oder Menge vom Einsammeln und Befördern durch die Gemeinde 
ausgeschlossen sind; 

 
(2) Bei Zweifeln darüber, ob und wieweit ein bestimmter Stoff von der Gemeinde einzu-

sammeln oder zu einer Abfallentsorgungsanlage zu befördern ist, entscheidet die Ge-
meinde oder deren Beauftragter. Der Gemeinde ist auf Verlangen nachzuweisen, dass es 
sich nicht um einen von der kommunalen Entsorgung ganz oder teilweise aus-
geschlossenen Stoff handelt; die Kosten hierfür hat der Nachweispflichtige zu tragen. 

 
(3) Soweit Abfälle vom Einsammeln und Befördern durch die Gemeinde ausgeschlossen sind 

(Abs. 1), dürfen sie ohne besondere schriftliche Vereinbarung mit der Gemeinde weder 
der Müll- und Sperrmüllabfuhr übergeben, noch der Wertstoffsammlung überlassen wer-
den. Geschieht dies dennoch, so kann die Gemeinde neben dem Ersatz des ihr entstan-
denen Schadens die Rücknahme der Abfälle oder die Erstattung derjenigen Aufwendun-
gen verlangen, die sie für eine unschädliche Entsorgung der Abfälle getätigt hat. 

 
§ 5 

Anschluss- und Überlassungsrecht 
 

(1) Die Grundstückseigentümer in der Gemeinde sind berechtigt, von der Gemeinde den An-
schluss ihrer Grundstücke an die öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtungen zu ver-
langen (Anschlussrecht). Ausgenommen sind die Eigentümer solcher Grundstücke, auf 
denen Abfälle, für die nach Abs. 2 ein Überlassungsrecht besteht, nicht oder nur aus-
nahmsweise anfallen. 

 
(2) Die Anschlussberechtigen und sonstige zur Nutzung eines anschlussberechtigten Grund-

stücks Berechtigte, insbesondere Mieter und Pächter, haben das Recht, Abfälle die auf ih-
ren Grundstücken oder sonst bei ihnen anfallen, nach Maßgabe der §§ 10-17 den öffentli-
chen Abfallentsorgungseinrichtungen zu überlassen (Überlassungsrecht). Soweit auf nicht 
anschlussberechtigten Grundstücken Abfällen anfallen, sind ihre Besitzer berechtigt, sie in 
geeigneter Weise den öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtungen zu überlassen. 

 
(3) Vom Überlassungsrecht nach Abs. 2 sind die in § 6 Abs. 3 genannten Personen aus-

genommen. 
 

§ 6 
Anschluss- und Überlassungszwang 

 
(1) Die Grundstückseigentümer in der Gemeinde sind verpflichtet, ihre Grundstücke an die 

öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtungen anzuschließen (Anschlusszwang). Vom An-
schlusszwang nach Satz 1 sind ausgenommen: Eigentümer solcher Grundstücke, auf de-
nen Abfälle, für die nach den Absätzen 2 und 3 ein Überlassungszwang besteht nicht oder 
nur ausnahmsweise anfallen.  

 
(2) Die Anschlusspflichtigen und sonstige zur Nutzung eines Grundstücks Berechtigte, ins-

besondere Mieter und Pächter, haben Abfälle, die auf ihren Grundstücken oder sonst bei 
Ihnen anfallen, nach Maßgabe der §§ 10-17 den öffentlichen Abfallentsorgungs-
einrichtungen zu überlassen (Überlassungszwang). Besitzer von Restmüll und Biomüll 
sind berechtigt, diese Abfälle über ein gemeinsames Restmüll- bzw. Biomüllbehältnis mit 
dem Nachbarn zu entsorgen, wenn beide der Gemeinde hierzu schriftlich ihr Ein-
verständnis erklären.  
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Soweit auf nicht anschlusspflichtigen Grundstücken Abfälle anfallen, sind diese von ihren 
Besitzern unverzüglich und in geeigneter Weise den öffentlichen Abfallentsorgungs-
einrichtungen zu überlassen. 

 
(3) Vom Überlassungszwang nach Abs. 2 sind ausgenommen: 

1. die Besitzer der in § 4 Abs. 1 genannten Abfälle; 

2. die Besitzer der durch Verordnung nach § 28 Abs. 3 KrWG zur Beseitigung außerhalb 
von Anlagen im Sinne des § 28 Abs. 1 KrWG zugelassenen Abfälle, soweit diese nach 
den Vorschriften der Verordnung beseitigt werden; 

3. die Besitzer der durch Einzelfallentscheidung nach § 28 Abs. 2 KrWG zur Beseitigung 
außerhalb von Anlagen im Sinne des § 28 Abs. 1 KrWG zugelassenen Abfälle, soweit 
diese gemäß den Anforderungen der Einzelfallentscheidung entsorgt werden;  

4. die Betreiber von Abfallbeseitigungsanlagen, soweit ihnen die Beseitigung von Abfällen 
nach § 29 Abs. 2 KrWG übertragen worden ist. 

 
(4) Im Rahmen ihrer Verpflichtung nach den Absätzen 1-3 dürfen die Anschluss- und Über-

lassungspflichtigen auf ihren Grundstücken Anlagen zur Beseitigung von Abfällen weder 
errichten noch betreiben. Das Recht, Abfälle durch Verwertung zu vermeiden, bleibt unbe-
rührt. Das gilt insbesondere für die Eigenkompostierung von Bioabfällen und nach Maß-
gabe des § 17 Abs. 2 KrWG für die Überlassung von Wertstoffen an gemeinnützige 
Sammler. Unberührt bleibt ferner das Recht, Abfälle im Rahmen gesetzlich festgelegter 
oder freiwillig übernommener Rücknahmepflichten des Handels an diesen zu-
rückzugeben. 

 
§ 7 

Mitteilungs- und Auskunftspflichten 

 
(1) Die Anschlusspflichtigen müssen der Gemeinde oder einer von ihr bestimmten Stelle  

zu den durch Bekanntmachung festgelegten Zeitpunkten für jedes anschlusspflichtige 
Grundstück die für die Abfallwirtschaft und die Gebührenberechnung wesentlichen Um-
stände mitteilen. Dazu gehören insbesondere Angaben über den Grundstückseigentümer 
und die sonstigen zur Nutzung des anschlusspflichtigen Grundstücks Berechtigten, sowie 
über Art, die Beschaffenheit und die Menge der Abfälle, die der Gemeinde überlassen 
werden müssen.  

 
Wenn sich die in Satz 1 genannten Gegebenheiten ändern oder wenn auf einem Grund-
stück erstmals Abfälle anfallen, haben die Anschlusspflichtigen unaufgefordert und unver-
züglich entsprechend Mitteilung zu machen. 

 
(2) Unbeschadet des Abs. 1 kann die Gemeinde von den Anschluss- und Überlassungs-

pflichtigen jederzeit Auskunft über die für die Abfallentsorgung und die Gebührenrechnung 
wesentlichen Umstände verlangen. 

 
(3) Die Anschlusspflichtigen und sonstige zur Nutzung eines Grundstücks Berechtigte haben 

den Beauftragten der Gemeinde zur Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß § 19 KrWG das Be-
treten ihrer Grundstücke, auf den überlassungspflichtige Abfälle anfallen, zu gestatten.  

 
§ 8 

Störungen der Abfallentsorgung 
 
(1) Wird die Abfallwirtschaft infolge höherer Gewalt, behördlicher Verfügungen, Betriebsstö-

rungen, betriebsnotwendiger Arbeiten oder sonstiger betrieblicher Gründe vorübergehend 
eingeschränkt, unterbrochen oder verspätet durchgeführt, so besteht kein Anspruch auf Ge-
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bührenminderung oder Schadenersatz. Die unterbliebenen Maßnahmen werden sobald wie 
möglich nachgeholt. 

 
(2) Die bereits zur Abfuhr bereitgestellten Abfälle, sind bei Störungen im Sinne des Abs. 1, die 

länger als einen Tag dauern, von den Überlassungspflichtigen wieder zurückzunehmen. Ab-
fallbehälter sind an ihren gewöhnlichen Platz zurückzustellen. 

 
§ 9 

Eigentumsübertragung 

 
Der Abfall geht mit dem Verladen auf das Sammelfahrzeug oder mit der gestatteten Überlas-
sung in einen jedermann zugänglichen Sammelbehälter oder einer sonstigen Sammeleinrich-
tung in das Eigentum der Gemeinde bzw. in das Eigentum dessen über, der aufgrund gesetzli-
cher oder vertraglicher Regelung zur Sammlung verpflichtet oder ermächtigt ist. Im Abfall ge-
fundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt. 
 

II. 
Bereitstellen, Einsammeln und Befördern der Abfälle 

 
§ 10 

Formen des Einsammelns und Beförderns 

 
(1) Die von der Gemeinde im Rahmen der Übertragungsverordnung einzusammelnden und 

zu befördernden (sowie ganz oder teilweise zu entsorgenden) Abfälle, werden einge-
sammelt und befördert durch die Gemeinde oder einem von ihr beauftragten Dritten 

1. im Rahmen des Bringsystems (§§ 12-13) oder  

2. im Rahmen des Holsystems (§§ 14-17). 

 
 (2) Soweit die Gemeinde nicht zuständig ist, hat der Besitzer oder ein von ihm beauftragtes 

Unternehmen die Einsammlung und Beförderung durchzuführen. In diesem Fall gilt die 
Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises München. 

 
§ 11 

Abfalltrennung 
 

Abfälle dürfen gemäß § 9 Abs. 1  KrWG am Anfallort nicht vermischt werden. Die dem Überlas-
sungsrecht und –zwang unterliegenden Abfälle sind nach Maßgabe der §§ 12 - 17 den Ent-
sorgungseinrichtungen getrennt in die einzelnen Abfallarten und –fraktionen zu überlassen. 
 

§ 12 
Bringsystem 

 
(1) Beim Bringsystem werden die Abfälle nach Maßgabe des § 13 in jedermann zugänglichen 

Sammelbehältern oder sonstigen Sammeleinrichtungen erfasst, die die Gemeinde für die 
Abfallbesitzer bereitstellt. 

 
(2) Dem Bringsystem unterliegen, soweit die Gemeinde hierfür Sammelbehältnisse oder –

einrichtungen anbietet: 

1. Wertstoffe; 

2. Sperrmüll; 

3. Elektroschrott. 
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(3) Dem Bringsystem unterliegen ferner, soweit der Landkreis oder die Gemeinde Sam-
melbehältnisse oder -einrichtungen anbieten: 
Problemabfälle. 

 
(4) Dem Bringsystem unterliegen nicht: 

Bioabfälle, wenn sie vom Abfallbesitzer selbst kompostiert oder im Rahmen des Hol-
systems überlassen werden. Der jeweils gültige Sammelkatalog der gemeindlichen Sam-
melstelle bzw. der Verwertungsanlage bestimmt die Bioabfälle, die im Rahmen des 
Bringsystems überlassen werden dürfen. Der Sammelkatalog wird ortsüblich bekanntge-
macht. 

 
(5) Anschlusspflichtige oder sonstige zur Nutzung eines Grundstücks Berechtigte, können 

sich zur Anlieferung von Abfällen an die gemeindliche Gartenabfallannahmestelle und den 
gemeindlichen Wertstoffhof Dritter bedienen, wenn diese nachweisen können, dass die 
angelieferten Abfälle von Pullacher Grundstücken stammen. 

 
§ 13 

Anforderungen an die Abfallüberlassung im Bringsystem 

 
(1) Die Überlassung der in § 12 Abs. 2 und 3 aufgeführten Stoffe ist in der Satzung über die 

Benutzung der gemeindlichen Entsorgungseinrichtungen geregelt. 
 
(2) Die Anlieferung nach dem Bringsystem muss dem Benutzer zumutbar sein. Sie ist dann 

nicht zumutbar, wenn der Benutzer aus persönlichen Gründen (Gebrechlichkeit, an-
dauernder Krankheit) an der Entsorgung nach dem Bringsystem behindert ist. Ist die 
Überlassung der Abfälle aus o.g. Gründen nicht möglich, hat der Benutzer dies der Ge-
meinde anzuzeigen. Die Gemeinde holt nach Prüfung des Einzelfalles diese Abfälle ab.  

 
§ 14 

Holsystem 

 
(1) Beim Holsystem werden die Abfälle nach Maßgabe des § 15 am oder auf dem Grund-

stück abgeholt. 
 
(2) Dem Holsystem unterliegen bei Angabe besonderer Abfuhrtage durch die Gemeinde: 

1. Restmüll  

und zusätzlich zum Bringsystem nach § 12 

2. Papier, Pappe und Kartonagen (PPK); 

3. Bioabfälle, soweit sie nicht vom Abfallbesitzer selbst kompostiert oder im Rahmen des 
Bringsystems überlassen werden. Der jeweils gültige Sammelkatalog der Verwer-
tungsanlage bestimmt die Bioabfälle, die im Rahmen des Holsystems überlassen wer-
den dürfen. Der Sammelkatalog wird ortsüblich bekanntgemacht. 

 
§ 15 

Anforderungen an die Abfallüberlassung im Holsystem 

 
(1) Restmüll, Bioabfälle und Papierabfälle (PPK) sind ausschließlich in den nach Nr. 1 bis Nr. 

3 zugelassenen Abfallbehältnissen zur Abfuhr bereitzustellen.  

1. Für Restmüll sind folgende Abfallbehältnisse (Restmülltonnen) zugelassen: 

a) Normtonnen mit   60 Liter Füllraum (Euro-Norm) 
b) Normtonnen mit   80 Liter Füllraum (Euro-Norm) 
c) Normtonnen mit 120 Liter Füllraum (Euro-Norm) 
d) Normtonnen mit 240 Liter Füllraum (Euro-Norm) 



 

Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 03.02.2015 
 

Seite 20 von 24 

 

e) Normgroßraumbehälter mit 770 Liter Füllraum  
f) Normgroßraumbehälter mit 1100 Liter Füllraum 

Auf die Restmülltonne bzw. auf den Restmüllgroßbehälter ist die von der Gemeinde 
ausgegebene Müllplakette sichtbar aufzukleben. 

2. Für Bioabfälle sind folgende Abfallbehältnisse (Biotonnen) zugelassen: 

a) Normtonnen mit 80 Liter Füllraum (Euro-Norm) 
b) Normtonnen mit 120 Liter Füllraum (Euro-Norm) 
c) Normtonnen mit 240 Liter Füllraum (Euro-Norm) 

3. Für Papierabfälle (PPK) sind folgende Abfallbehältnisse (Papiertonnen) zugelassen: 

 a)  Normtonnen mit 120 Liter Füllraum (Euro-Norm) 
b) Normtonnen mit 240 Liter Füllraum (Euro-Norm) 
c) Normgroßraumbehälter mit 1100 Liter Füllraum (Euro-Norm). 
 

(2) Fällt vorübergehend so viel Restmüll an, dass sie in den zugelassenen Restmüllbehält-
nissen nicht untergebracht werden können, so sind die Übermengen in den zugelassenen 
Abfallsäcken zur Abholung bereitzustellen. Die Gemeinde gibt bekannt, welche Säcke für 
diesen Zweck zugelassen sind. Fällt im Jahresdurchschnitt häufiger als einmal im Monat 
mehr Restmüll an, als das zugelassene Restmüllbehältnis fasst, hat der  
Benutzer ab dem folgenden Berechnungszeitraum ein größeres Behältervolumen vorzu-
halten. 

 
(3) Fallen vorübergehend so viele Bioabfälle an, dass sie in den zugelassenen Bioabfall-

behältnissen nicht untergebracht werden können, so können die Übermengen in den zu-
gelassenen Bioabfallsäcken zur Abholung bereitgestellt werden. Die Gemeinde gibt be-
kannt, welche Säcke für diesen Zweck zugelassen sind. 

 
(4) Mit den nachfolgend genannten, für Menschen gefährlichen Abfällen aus Arztpraxen, 

Zahnarztpraxen, Alten- und Pflegeheimen, Apotheken, Tierarztpraxen, Tierheimen, Tier-
versuchsanlagen, Laboratorien u.ä. Herkunftsorten ist bei der Abfallüberlassung, sofern 
kein Ausschluss nach § 4 vorliegt, folgendermaßen zu verfahren: 
a) Spritzen, Kanülen, Hämostiletten, Skalpelle und sonstige spitze oder scharfkantige 

Gegenstände, sowie 
b) Objektträger, Deckgläser, Reagenzgläser und sonstige zerbrechliche Gegenstände 

aus Glas einschließlich Glasbruch aller Art 
sind zunächst in festen, mit Deckeln versehenen Behältnissen aus Kunststoff (Fassungs-
vermögen etwa 1,5 Liter), die im medizinischen Fachhandel erhältlich sind, zu verpacken. 
Diese Behältnisse sind wiederum 
c) gegebenenfalls zusammen mit Verbandsmaterial, Tupfern, Spateln, Pappbechern und 

sonstigen durch Berührung mit Blut, Speichel oder Ausscheidungen von Menschen 
oder Tieren verunreinigten Abfällen 

in rote PE-Plastiksäcke mit mindestens 0,15 mm Wandstärke, max. 80 Liter Volumen, 
möglichst flüssigkeitsdicht mit Kabelbinder oder Drilldraht zugebunden, zu verpacken. Die 
Verwendung eines anderen Sacktyps kann unter der Vorlage der Angaben zur Dicke, 
Reißfestigkeit und Reißdehnung des Materials im Einzelfall genehmigt werden. 

Der Abfallbesitzer hat in jedem Fall sicherzustellen, dass niemand durch die einge-
sammelten oder zum Transport bereitgestellten Abfälle gefährdet wird. Die Gemeinde 
kann im Einzelfall oder durch öffentliche Bekanntmachung vorschreiben, dass die Ab-
fallbehältnisse verschließbar sein müssen, oder dass sie in einem abschließbaren Raum 
unterzubringen sind.  
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§ 16 

Kapazität des Holsystems, Beschaffung und Benutzung der Abfallbehältnisse  
und Bereitstellung der Abfälle im Holsystem 

 
(1) Die Anschlusspflichtigen haben der Gemeinde Art, Größe und Zahl der benötigten Ab-

fallbehältnisse zu melden. Der Anschlußpflichtige und alle sonstigen zur Nutzung eines 
Grundstücks Berechtigte haben mindestens ein Abfallbehältnis für Restmüll nach § 15 
Abs. 1 Nr. 1 vorzuhalten, über das sie ihren Restmüll entsorgen können. Sofern Ge-
werbebetriebe davon betroffen sind, ist mindestens ein Restmüllbehältervolumen von  
3 l pro Woche und Beschäftigtem nachzuweisen.  

Auf Antrag der anschlußpflichtigen Grundstückseigentümer kann die Gemeinde wider-
ruflich erlauben, dass für nur zu Wohnzwecken genutzten benachbarten Grundstücken, 
bzw. Wohneinheiten, gemeinsame Restmüllbehältnisse bzw. Bioabfallbehältnisse zu-
gelassen werden. Mit dem Antrag ist eine gemeinsame Erklärung der Anschlußpflichtigen 
vorzulegen, in der sich die Anschlußpflichtigen zur Tragung der Gebühren für die gemein-
sam benutzten Abfallbehältnisse verpflichten. 

 

Jeder Anschlusspflichtige kann seinen Antrag mit einer Frist von vier Wochen zum Mo-
natsende gegenüber der Gemeinde zurücknehmen. Mit Ablauf der Frist erlischt die Er-
laubnis zur Nutzung der gemeinsamen Behältnisse für jeden Anschlusspflichtigen. 

Die Gemeinde kann Art, Größe und Zahl der Abfallbehältnisse durch Anordnung für den 
Einzelfall abweichend von der Meldung nach Satz 1 festlegen. 
 

(2) Die Anschlusspflichtigen  haben die zugelassenen Abfallbehältnisse für Restmüll in der 
nach Abs. 1 gemeldeten oder festgelegten Art, Größe und Zahl selbst zu beschaffen und 
betriebsbereit zu halten. Schadhafte Behältnisse sind auszubessern oder durch neue zu 
ersetzen. Die Gemeinde informiert die Anschlusspflichtigen durch Bekanntmachung und 
auf Anfrage über die zugelassenen Abfallbehältnisse und die Bezugsmöglichkeiten. 

 
(3) Pro angemeldetem Restmüllbehältnis bis 120 Liter werden den Anschlusspflichtigen oder 

den sonstigen zur Nutzung eines Grundstücks Berechtigten auf Antrag von der Gemeinde 
oder einem beauftragten Dritten ein 80- oder ein 120- Liter Bioabfallbehältnis zur Verfü-
gung gestellt; sind größere Restmüllbehältnisse vorhanden, so können Bioabfallbehältnis-
se mit einem Volumen von 80- Liter, 120- Liter oder 240- Liter bis zur entsprechenden 
Menge des Restmüllvolumens zur Verfügung gestellt werden. Weitere Bioabfallbehältnis-
se können gegen eine gesonderte Gebühr beantragt werden. Die von der Gemeinde ge-
stellten Behältnisse bleiben im Eigentum der Gemeinde. Sie sind pfleglich zu behandeln 
und sauber zu halten. Schadhafte Behältnisse sind der Gemeinde zu melden und werden 
dann baldmöglichst ersetzt. Bei fahrlässiger oder mutwilliger Beschädigung können die 
Kosten für Ersatzbehältnisse dem Anschlusspflichtigen in Rechnung gestellt werden. 

 
(4) Pro angemeldetem Restmüllbehältnis bis 120 Liter werden den Anschlusspflichtigen oder 

den sonstigen zur Nutzung eines Grundstücks Berechtigten auf Antrag von der Gemeinde 
oder einem beauftragten Dritten ein 240- Liter Papierabfallbehältnis zur Verfügung gestellt 
und entsorgt. Sind mehrere oder größere Restmüllbehältnisse vorhanden, so können Pa-
pierabfallbehältnisse bis zur doppelten Menge des angemeldeten Restmüllvolumens zur 
Verfügung gestellt werden. Weitere Papierabfallbehältnisse können gegen eine gesonder-
te Gebühr beantragt werden. Abs. 3 Sätze 3 bis 6 gelten entsprechend. 

 Werden Papierabfallbehältnisse mit einem geringeren Füllvolumen als 240 Litern vom 
Anschlusspflichtigen oder dem sonstigen zur Nutzung eines Grundstücks Berechtigten 
gewünscht, so können diese auf eigene Kosten von ihm beschafft werden. Die Leerung 
dieser selbst beschafften Behältnisse erfolgt auf Antrag bis zum doppelten Gesamt-
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füllvolumen der angemeldeten Restmüllgefäße im Rahmen des von der Gemeinde festge-
legten Abfuhrplans kostenlos. 

  
(5) Familien mit Kindern unter 3 Jahren und Pflegebedürftigen stellt die Gemeinde auf Antrag 

pro Kind oder Pflegebedürftigem eine 80-Liter-Restmülltonne (Pflegetonne) als Zweitton-
ne zur ausschließlichen Aufnahme von Windeln zur Verfügung. Abs. 3 Sätze  
3 bis 6 gelten entsprechend. Pflegetonnen sind umgehend bei der Gemeinde mit Vollen-
dung des dritten Lebensjahres des Kindes oder bei Wegfall der Pflegebedürftigkeit abzu-
melden.  

 
(6) Die Anschlusspflichtigen haben dafür zu sorgen, dass die Abfallbehältnisse den zur Nut-

zung des anschlusspflichtigen Grundstücks Berechtigten zugänglich sind und von diesen 
ordnungsgemäß benutzt werden können. Als Standort der Abfallbehältnisse für Restmüll 
und Bioabfälle ist ein für das Abfuhrpersonal leicht zugänglicher Platz festzulegen, der 
nicht mehr als 5 m vom Grundstückszugang entfernt sein darf. Die Papierabfallbehältnis-
se müssen am Leerungstag uneingezäunt am Gehsteig bereitgestellt werden.  

Bei Müllgroßraumbehältern muss der Weg für das Befahren mit den Abfuhrfahrzeugen 
geeignet sein. Können Grundstücke vom Abfuhrfahrzeug nicht oder nur unter erheblichen 
Schwierigkeiten angefahren werden, haben die Überlassungspflichtigen die Abfallbehält-
nisse selbst zur nächsten vom Abfuhrfahrzeug erreichbaren Stelle zu bringen. Abfall-
behältnisse sind  

 

zur Entleerung bzw. Abholung so aufzustellen, dass Fahrzeuge und Fußgänger nicht be-
hindert oder gefährdet werden. 

 
(7) Die Abfallbehältnisse dürfen nur zur Aufnahme der dafür bestimmten Abfälle verwendet 

werden und nur soweit gefüllt werden, dass sich der Deckel noch schließen lässt; sie sind 
stets  

 geschlossen zu halten. Abfälle dürfen in die Abfallbehältnisse nicht eingestampft oder 
verpresst werden; dies gilt nicht für Restmüll, der über Press-Müllgroßraumbehälter ent-
sorgt wird. 

Brennende, glühende oder heiße Abfälle sowie sperrige Gegenstände, die Abfallbe-
hältnisse, Sammelfahrzeuge oder Abfallentsorgungsanlagen beschädigen, stören oder 
ungewöhnlich verschmutzen können, dürfen nicht eingefüllt werden. Dies gilt auch für Ab-
fälle, die aufgrund ihres Gewichtes nicht verladen werden können. Wenn so viel Restmüll 
anfällt, dass sich das Abfallbehältnis nicht schließen lässt, darf die Übermenge nur gemäß 
§ 15 Abs. 2 der Restmüllentsorgung übergeben werden. 

 
(8) Sofern Abfälle oder Abfallbehältnisse nicht, oder nicht rechtzeitig oder nicht ordnungs-

gemäß bereitgestellt werden oder wenn die Anforderungen an die Abfalltrennung gemäß 
§ 11 nicht erfüllt sind, ist die Gemeinde oder ein von ihr beauftragter Dritter nicht verpflich-
tet sie abzuholen oder zu entleeren. Die im Rahmen der Abfuhr nach  
§ 14 nicht abgeholten Abfälle der Anschlusspflichtigen oder sonstigen Berechtigten im 
Sinne des § 6 Abs. 1 und 2 sind von diesen umgehend wieder zurückzunehmen. Die  
Abfallbehältnisse sind nach der Leerung unverzüglich an ihren gewöhnlichen Standplatz 
zurückzubringen. 

 
(9) Kommt ein Grundstückseigentümer seiner Verpflichtung aus § 6 Abs. 1 und § 16 Abs. 1 

und 2 auch nach zweimaliger schriftlicher Mahnung nicht nach, stellt die Gemeinde in 
Form einer Zwangsbeistellung ein Abfallbehältnis. Die Größe bemisst sich nach § 16 Abs. 
1. 
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§ 17 
Häufigkeit und Zeitpunkt der Restmüll-, Bioabfall- und Papierabfuhr im Hohlsystem 

 
Der Restmüll (inklusive Restmüll aus Pflegetonnen) wird einmal alle vierzehn Tage, die Bioab-
fälle werden einmal wöchentlich, die Papierabfälle einmal vierwöchentlich abgeholt. Für Papier-
abfälle kann eine vierzehntägige Leerung gegen eine zusätzliche Gebühr beantragt werden.  

Für hausmüllähnliche Gewerbeabfälle und Papierabfälle kann gegen Gebühr eine wöchentliche 
bzw. vierzehntägige Abholung beantragt werden. 

Der für die Abholung in den einzelnen Teilen des Gemeindegebietes vorgesehene Wochentag 
wird von der Gemeinde bekanntgegeben. Fällt der vorgesehene Wochentag auf einen Feiertag, 
so erfolgt die Abholung in der Regel am folgenden Werktag. Muss der Zeitpunkt der Abholung 
verlegt werden, wird dies bekanntgegeben. 
 

III. 
Schlussbestimmungen 

 
§ 18 

Bekanntmachungen 

 
In dieser Satzung vorgesehene Bekanntmachungen erfolgen durch Veröffentlichungen im 
Amtsblatt der Gemeinde. 
 

 
§ 19 

Gebühren, Recht des Landkreises 

 
(1) Die Gemeinde erhebt für die Benutzung ihrer öffentlichen Abfallentsorgung Gebühren 

nach Maßgabe einer eigenen Gebührensatzung. 
 
(2) Die übrige Entsorgung der Abfälle richtet sich nach der Satzung des Landkreises Mün-

chen zur Regelung der kommunalen Abfallentsorgung im Landkreis München. 
 

§ 20 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße bis zu 2.500 Euro belegt werden, wer 

1. entgegen den Überlassungsverboten in § 4 Abs. 1 und 3 Abfälle an die Gemeinde 
überlässt; 

2. sein Grundstück nicht entsprechend § 6 Abs. 1 an die öffentliche Abfallentsorgung an-
schließt und wer seine Abfälle nicht entsprechend § 6 Abs. 2 bis 4 den öffentlichen Ab-
fallentsorgungseinrichtungen überlässt; 

 
3. den Mitteilungs- und Auskunftspflichten nach § 7 Abs. 1 und Abs. 2 nicht, nicht recht-

zeitig, nicht vollständig oder mit unrichtigen Angaben nachkommt; 

4. den Trennpflichten nach § 11 i.V.m. §§ 12-17 nicht nachkommt; 

5. seine Abfälle nicht entsprechend den Anforderungen im Bringsystem (§ 13) oder ent-
sprechend im Holsystem (§ 15) überlässt; 

6. wer die benötigten Abfallbehältnisse nicht gemäß § 16 Abs. 1 meldet, nicht gemäß  
§ 16 Abs. 2 beschafft, nicht gemäß § 16 Abs. 5 benutzt, nicht gemäß § 16 Abs. 6 auf-
stellt oder nicht § 16 Abs. 7 verwendet; 
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7. nicht abgeholte Abfälle entgegen § 16 Abs. 8 nicht umgehend wieder zurücknimmt und 
Abfallbehältnisse nicht unverzüglich an ihren gewöhnlichen Standplatz zurückbringt. 

 
(2) Andere Straf- und Bußgeldvorschriften, insbesondere § 326 Abs. 1 StGB und § 69 Abs. 1 

Nr. 2 KrWG bleiben unberührt. 
 
 

 
§ 21 

Anordnungen für den Einzelfall und Zwangsmittel 

 
(1) Die Gemeinde kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen 

Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 
 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, Duldungen oder 

Unterlassungen gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 
Vollstreckungsgesetzes. 

 
 

§ 22 
In-Kraft-Treten 

 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.02.2015 in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Abfallwirtschaftssatzung der Gemeinde Pullach i. Isartal vom 

19.01.1998 mit allen inzwischen ergangenen Änderungssatzungen außer Kraft.  
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